
Die Wände des Kleinen Kabinett-
saals im Kanzleramt sind mit Holz
aus rötlicher Buche vertäfelt, der

Boden ist mit türkisfarbenem Teppich
ausgelegt. Acht Zentimeter dickes Pan-
zerglas schützt die deutsche Regierungs-
chefin vor Attentaten. Der Raum hat et-
was Gesichtsloses, er atmet Diskretion,
er ist wie gemacht dafür, Geheimnisse zu
bewahren. So soll es auch am 27. Juni
2011 sein.

An jenem Montag sitzt Angela Merkel
vor einem Stapel Unterlagen, sie sitzt an
einem neun Meter langen ovalen Tisch
aus Buchenholz, den 16 schwarz gepols-
terte Lederstühle umstellen. In der Tisch-
mitte erinnert ein vergoldeter Uhrenwür-
fel daran, dass die Zeit der Regierungs-
chefin knapp bemessen ist.

Bei Merkel haben eine Frau und vier-
zehn Männer Platz genommen. Sie sind
zur Sitzung des Bundessicherheitsrats ge-
laden und werden in den nächsten ein-
einhalb Stunden eine historische Entschei-
dung treffen. Die Runde wird zustimmen,
dass mehr als 200 der modernsten deut-
schen Kampfpanzer vom Typ „Leopard 2“
nach Saudi-Arabien geliefert werden dür-
fen. Erstmals wird Deutschland damit ein
arabisches Land mit schweren Kriegs -
waffen aufrüsten, dessen Regierung
 angekündigt hat, die Opposition „mit ei-
serner Faust“ zu bekämpfen, das Panzer
gegen Demonstranten in einem Nachbar-
land einsetzt und das im Demokratie-
 Index des „Economist“ auf Platz 160 ran-
giert; nur ein paar Plätze vor dem Schluss-
licht Nordkorea.

Die Entscheidung, die Merkel und ihre
wichtigsten Minister im Kleinen Kabi-
nettsaal treffen, ist ein Tabubruch. Sie
bricht mit der Entscheidung ihrer Vorgän-
gerregierungen, prinzipiell kein schweres
Kampfgerät nach Saudi-Arabien zu lie-
fern. Und sie ist ein Paradigmenwechsel
der deutschen Außenpolitik.

Bislang galt die Leitlinie, für die wie
kein anderer der langjährige deutsche
 Außenminister Hans-Dietrich Genscher
(FDP) stand. Kriegswaffen dürften nicht
in Krisenregionen exportiert werden, das
war die deutsche Haltung. Daran haben
sich Merkels Vorgänger gehalten, egal ob

Helmut Schmidt, Helmut Kohl oder Ger-
hard Schröder.

Merkel hat mit dieser Leitlinie gebro-
chen, sie hat Genschers Prinzip umge-
kehrt. Trotz Zweifeln darf geliefert wer-
den, wenn es geostrategischen Interessen
und der Wirtschaft dient. Das ist die neue
deutsche Rüstungspolitik. 

Der Export von Panzern wird zum Mit-
tel deutscher Machtpolitik. Es ist auch
eine Entscheidung, die die außenpoliti-
schen Interessen über Menschenrechte in
einem Land stellt, in dem Männer zwar
Panzer, Frauen aber nicht Auto fahren
dürfen.

Dieser Tabubruch fand hinter den ver-
schlossenen Türen des Kleinen Kabinett-
saals statt. Bis heute versucht die Bundes-
regierung, dieses Geheimnis zu bewahren.
Als der SPIEGEL Anfang Juli erstmals
über die Entscheidung berichtete, wollte
Merkel wissen, wie die Interna bekannt
wurden. Die Debatte, die nach der Ver-
öffentlichung ausbrach, war ungewöhn-
lich leidenschaftlich: Die Opposition gei-
ßelte das Geschäft, auch viele Konser -
vative reagierten verstört. Der frühere
Verteidigungsminister Volker Rühe (CDU)
forderte, „dieses Waffengeschäft muss ge-
stoppt werden“. Kohls ehemaliger außen-
politischer Berater Horst Teltschik warn-
te, die gesamte Region sei instabil: „In
einer solchen Situation möglicherweise
deutsche Panzer zu liefern, halte ich für
absolut falsch.“ Er glaube, „dass in der
heutigen politischen Situation Helmut
Kohl eine solche Entscheidung mit Sicher-
heit abgelehnt hätte“. Ähnlich äußerten
sich Ruprecht Polenz, der Vorsitzende
des Auswärtigen Ausschusses, und Erika
Steinbach, die Menschenrechtsbeauftrag-
te der Union. 

Und die Kanzlerin? Schwieg. Ihr Spre-
cher Steffen Seibert verweist stereotyp
darauf, dass alles, was im Bundessicher-
heitsrat besprochen werde, geheim sei.
Selbst die Tagesordnung.

Vielleicht gibt es gute Gründe für einen
Export von deutschem Kriegsgerät nach
Saudi-Arabien, aber die Öffentlichkeit
kennt diese Gründe nicht. Sicher ist, dass
es gute Gründe gibt, dem Deal nicht zu-
zustimmen. In einem wirklich demokra-
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tischen Verfahren würden die Argumente
abgewogen, um den besseren zu folgen.
Die Öffentlichkeit hat ein Anrecht darauf
zu erfahren, welchen sicherheitspoliti-
schen Leitlinien die Bundesregierung
folgt und in welche Länder deutsche Waf-
fen geliefert werden. Wie kam der Ent-
schluss zustande? Wer hat dafür ge-
stimmt, wer dagegen? Und wie begründet
die Regierung ihren Kurswechsel?

Die Rekonstruktion dessen, was an je-
nem 27. Juni entschieden wurde, ist eine
Reise ins Zentrum der Regierung. Wer
über die Sitzung des Sicherheitsrats
spricht, riskiert bis zu fünf Jahre Haft. Des-
wegen sind es vor allem vertrauliche Ge-
spräche und der Inhalt als geheim einge-
stufter Dokumente der Bundesregierung,
auf die sich diese Rekonstruktion stützt.

Der Paradigmenwechsel verlief in drei
Phasen.

Die erste Phase beginnt im zweiten
Halbjahr 2010, es ist eine Noch-Zeit: Gui-
do Westerwelle ist noch Vizekanzler und
Karl-Theodor zu Guttenberg noch Vertei-
digungsminister. In Tunesien herrscht
noch Zine el-Abidine Ben Ali, in Ägypten
regiert noch Husni Mubarak, die Welt im
Nahen Osten scheint stabil zu sein wie
ehedem. Aus Berliner Perspektive sieht
es so aus, als sei die Zeit reif, um einen
Wunsch des greisen Regenten von Riad,
König Abdullah, 85, zu erfüllen. Frank
Haun bittet deshalb um Termine bei meh-
reren Ministern.

Haun ist Vorsitzender der Geschäfts-
führung von Krauss-Maffei Wegmann, ei-
nem Münchner Rüstungskonzern mit
3500 Mitarbeitern. Der Manager will
neue Märkte erschließen: Krauss-Maffei
Wegmann leidet unter der Griechenland-
Krise und unter Budgetkürzungen bei der
Bundeswehr; die Auftragseingänge bre-
chen ein, Ende des Jahres wird der Jah-
resumsatz unter die Milliardenschwelle
gerutscht sein. Haun klagt gern über
„enorme Wettbewerbsnachteile“, weil die
Rüstungsindustrie „in keinem Land der
Welt stärkeren Exportbeschränkungen“
unterliege als in Deutschland. Saudi-Ara-
bien als neuer Absatzmarkt für den „Leo-
parden“ käme da gerade recht.

Der „Leopard 2“ ist das Juwel des Un-
ternehmens, ein mächtiger Kampfpanzer,
der in seiner neuesten Variante 67,5 Ton-
nen schwer und 10,97 Meter lang ist, be-
stückt mit einer Glattrohrkanone des Ka-
libers 120 Millimeter, die vier Kilometer
weit schießen kann. Der „Leopard 2“
kann zwei Meter tiefe Gewässer durch-
queren und ist ein Glanzstück deutscher
Wehrtechnik. 

Haun beginnt eine Roadshow der be-
sonderen Art. Er spricht im Verteidigungs-
ministerium vor, im Kanzleramt und im
Auswärtigen Amt und berichtet von dem
großen Interesse aus Riad. Für die deut-
sche Rüstungsindustrie und ganz beson-
ders für Krauss-Maffei Wegmann wäre es
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ein Mega-Deal, der nicht nur die Panzer
umfasste, sondern auch Wartung, Schu-
lung und die Lieferung von Ersatzteilen.
Die Saudis wollen 200 Panzer kaufen, es
können aber bis zu 270 werden, das sind
die Signale aus Riad. Das Geschäft ist bis
zu fünf Milliarden Euro schwer.

Im Auswärtigen Amt trifft Haun mit
Außenminister Westerwelle (FDP) zu sam -
men. Die Diplomaten gehören in der Bun-
desregierung traditionell dem rüstungs -
kritischen Lager an, zusammen mit dem
 Entwicklungshilfeministerium. Auf der an-
deren Seite stehen das Wirtschafts-, das
Innen- und das Verteidigungsministerium.
Wenn es Haun gelingt, das Auswärtige
Amt auf seine Seite zu ziehen, wäre das
ein großer Schritt in Richtung Export.

Unter den Diplomaten gibt es Befür-
worter und Gegner. Der Außenminister
spricht mit der Kanzlerin über Hauns An-
liegen. Merkel und ihr Außenminister ver-
ständigen sich, das Geschäft nicht zu blo-
ckieren – unter einem Vorbehalt: Keine
deutsche Regierung verkauft schweres
Kriegsgerät made in Germany an ein ara-
bisches Land, wenn dies den Sicherheits-
interessen Israels widerspricht. Das ist ei-
ner der wichtigsten Merksätze deutscher
Rüstungspolitik.

Helmut Kohl hatte 1983 den Export
von „Leopard“-Panzern nach Saudi-Ara-
bien gestoppt, „nicht zuletzt aufgrund
der Interessenlage unseres engen Partners
Israel“, wie sich Horst Teltschik erinnert.
1991 ließ Kohl zwar 36 deutsche „Fuchs“-
Spürpanzer nach Riad liefern, aber diese
sollten die Saudis gegen mögliche Gift-
gasangriffe aus dem Irak schützen. Mer-
kel genehmigte eine Fabrik zur Lizenz-
fertigung des deutschen Sturmgewehrs 

* Bei Protesten gegen die Regierungsentscheidung für
Panzerlieferungen am 6. Juli.

„G36“, einer leichten Waffe. Aber Panzer,
ohne Zustimmung aus Jerusalem? Nie-
mals.

Anfang 2011, noch bevor das Anliegen
offiziell in den Bundessicherheitsrat wan-
dert, sondiert die Bundesregierung, wie
der israelische Premierminister Benjamin
Netanjahu über die Anfrage denkt. Die
Gespräche finden auf mehreren Ebenen
statt, mit dem Außenministerium ebenso
wie mit Uzi Arad, Netanjahus damaligem
Nationalen Sicherheitsberater.

Die Israelis haben diesmal keine Ein-
wände: Die Kontakte zwischen Jerusalem
und Riad sind in den vergangenen Jahren
gewachsen, im Kampf gegen das iranische
Atomprogramm haben sich die Saudis zu
einem der wichtigsten Verbündeten des
Judenstaates entwickelt. Auch die US-Re-
gierung signalisiert Zustimmung.

Frank Haun, der Chef von Krauss-Maf-
fei Wegmann, kann zufrieden sein. Die
Kanzlerin und ihr Außenminister machen
keinen Hehl daraus, dass sie dem Deal
offen gegenüberstehen.

Im Frühjahr erreicht das arabische Be-
ben auch das saudische Königshaus.
 Ermutigt von den Erfolgen der Demon -
stranten in Tunis und Kairo hat die Be-
völkerung des Nachbarstaats Bahrain zu
protestieren begonnen. Der König von
Bahrain fürchtet um seine Macht und bit-
tet um Hilfe. Am 14. März rollen 150 sau-
di-arabische Panzer über den König-Fahd-
Damm nach Bahrain, begleitet von tau-
send saudi-arabischen Soldaten. Die Pan-
zer beziehen Stellung in der Hauptstadt
Manama, in der Nähe des Königspalasts.

Die Soldaten aus Riad sind offiziell Teil
einer schnellen Eingreiftruppe des Golf-
kooperationsrats, eines Zusammenschlus-
ses der Golfstaaten, die sich gegenseitig
unterstützen. Die saudischen Militärs ver-
fügen über knapp tausend Panzer, die
meisten davon uralt. Nur ein Drittel hat
eine moderne Ausstattung, es sind „M1A2
Abrams“ aus den Vereinigten Staaten.

Auch die deutschen „Leopard 2“ eig-
nen sich für die Aufstandsbekämpfung,
sie lassen sich mit einem Räumschild aus-
rüsten, sie scheinen wie gemacht für die
Modernisierung der saudischen Panzer-
streitmacht. Das nächste Mal könnten es
die deutschen „Leos“ sein, die durch Ara-
bien rollen, das ist die Botschaft von Bah-
rain.

In Berlin leitet Frank Haun die zweite
Phase mit einer sogenannten Voranfrage
des Rüstungskonzerns beim Wirtschafts-
ministerium ein. Damit begehrt Krauss-
Maffei Wegmann Auskunft darüber, ob
die Bundesregierung den Verkauf der
Panzer genehmigen würde, wenn der Auf-
trag aus Riad tatsächlich eingehen sollte.
Die Panzer sind jetzt ein Fall für den Bun-
dessicherheitsrat.

Die Runde ist eine Art verkleinertes
Kabinett für sicherheitspolitische Fragen,
das über Rüstungsexporte befindet und
zwei- bis dreimal im Jahr tagt. Die Füh-
rung hat die Kanzlerin inne, ständige Mit-
glieder sind die Ressortchefs von Innen,
Außen, Wirtschaft, Finanzen, Verteidi-
gung, Justiz und Entwicklungshilfe sowie
der Chef des Kanzleramts.

Vorbereitet werden die Sitzungen des
Bundessicherheitsrates durch ein Treffen
auf Arbeitsebene, das ein paar Wochen
vor den Ratssitzungen stattfindet und bei
dem die beteiligten Ministerien die Ent-
scheidungen vorbesprechen. Doch dies-
mal wollen die Ministerialen keine Vor-
entscheidung treffen, dafür ist der Deal
zu heikel.

Das Vorbereitungstreffen findet am 24.
Mai statt, einem Dienstag, und wie später
die Minister treffen sich auch ihre Mitar-
beiter im Kleinen Kabinettsaal des Kanz-
leramts. Christoph Heusgen, Merkels au-
ßenpolitischer Berater, leitet die Sitzung.
Er eröffnet die Runde mit einem Vor-
schlag. Sämtliche zur Diskussion stehen-
den Waffenexporte in arabische Länder
sollten nicht in diesem Kreis besprochen,
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sondern direkt den Ministern im Bundes-
sicherheitsrat vorgelegt werden. Als Chef-
entscheidung. Wegen ihrer grundsätzli-
chen Bedeutung.

In der Runde herrscht Einigkeit, dass
die Frühlingsrevolution die Lage verän-
dert hat. Ben Ali ist ins Exil geflohen,
ausgerechnet nach Saudi-Arabien. Muba-
rak wartet in einem schwerbewachten
Krankenhaus in Scharm al-Scheich dar -
auf, dass ihm das Volk den Prozess macht.
Von einer „maßgeblich veränderten geo-
strategischen Situation“ ist an diesem Tag
im Kanzleramt die Rede. Peter Ammon,
der als Staatssekretär im Auswärtigen
Amt zum letzten Mal eine Sicherheits-
ratssitzung vorbereitet, bevor er als
 deutscher Botschafter nach Washington
wechselt, schließt sich Heusgens Vor-
schlag an. Damit ist die Ent-
scheidung vertagt.

Für ihre Waffenlieferungen
hat die Bundesregierung Rüs-
tungsexportrichtlinien formu-
liert. Es sind politische Grund-
sätze, die der Maxime folgen,
lieber einmal zu wenig als ein-
mal zu viel zu liefern.

Einer der Leitsätze lautet,
die Bundesregierung folge
„dem Bestreben, ihre Rüstungs-
politik restriktiv zu gestalten“;
diese Zurückhaltung soll dazu
führen, „einen Beitrag zur Si-
cherung des Friedens, der Ge-
waltprävention, der Menschen-
rechte und einer nachhaltigen
Entwicklung in der Welt zu leis-
ten“. Es klingt, als sei der wohl-
dosierte Export eine Art be-
waffnete Entwicklungshilfe. Zu
den allgemeinen Prinzipien
zählt auch, dass „der Beach-
tung der Menschenrechte im
Bestimmungsland“ bei der Entscheidung
„besonderes Gewicht beigemessen“ wird.

Generell unterscheidet die Bundesre-
gierung zwischen Waffenlieferungen in
EU-Mitgliedstaaten und Nato-Länder so-
wie Exporte in den Rest der Welt. Die
Verbündeten werden bewaffnet, das ist
die Essenz der Richtlinien. Für alle ande-
ren Länder gilt: „Der Export von Kriegs-
waffen wird nicht genehmigt, es sei denn,
dass im Einzelfall besondere außen- oder
sicherheitspolitische Interessen der Bun-
desrepublik für eine ausnahmsweise zu
erteilende Genehmigung sprechen.“ 

Wie also rechtfertigt die Kanzlerin die-
se Ausnahme angesichts der restriktiven
Richtlinien?

Mit der Vorbereitung der Sitzung be-
ginnt die dritte, entscheidende Phase. Das
Auswärtige Amt verschickt ein Bündel
vertraulicher Unterlagen, die neben einer
kurzen Projektbeschreibung auch das Pro
und Contra des Geschäfts aufzählen.

Die aktuelle Lage am Golf und der
mögliche Einsatz gegen oppositionelle

Demonstranten des arabischen Frühlings,
heißt es in dem Kurzdossier, sprächen ge-
gen einen Export. Die veränderte Rolle
der Saudis in der Region als Sicherheits-
garant und Verbündeter des Westens so-
wie als Partner im Kampf gegen den
 Terrorismus werden von Westerwelles
Leuten als Argument für das Geschäft ge-
nannt. Die Diplomaten enthalten sich ei-
ner Empfehlung. So ist es üblich.

Die Sitzung des Bundessicherheitsrats
beginnt am 27. Juni um 16 Uhr, draußen
dampft die Hauptstadt bei sonnigen 28
Grad. Neben der Kanzlerin und ihrem
Kanzleramtschef Ronald Pofalla haben
die Minister Guido Westerwelle (Außen),
Thomas de Maizière (Verteidigung), Sa-
bine Leutheusser-Schnarrenberger (Jus-
tiz), Dirk Niebel (Entwicklungshilfe),

Wolfgang Schäuble (Finanzen) und Phi-
lipp Rösler (Wirtschaft) Platz genommen.
Hans-Peter Friedrich, der Innenminister,
lässt sich durch seinen Staatssekretär Ole
Schröder vertreten.

Dazu sitzen am Tisch Merkels außen-
politischer Berater Christoph Heusgen,
ihr Geheimdienstkoordinator Günter
Heiß, der Generalinspekteur der Bundes-
wehr Volker Wieker, der Präsident des
Bundesnachrichtendienstes Ernst Uhrlau,
der Chef des Bundespräsidialamts Lothar
Hagebölling, Regierungssprecher Steffen
Seibert sowie Erich Vad, der im Kanzler-
amt als Sekretär die Arbeit des Bundes -
sicherheitsrats koordiniert und das Pro-
tokoll führen wird.

Merkel erteilt ihrem Außenminister das
Wort. Westerwelle referiert über die Tür-
kei und ihre politischen Ambitionen als
aufstrebende Regionalmacht. Die Idee,
im Bundessicherheitsrat nicht nur über
Waffendeals abzustimmen, sondern auch
strategisch zu diskutieren, stammt von
Thomas de Maizière und ist erst ein paar

Jahre alt. Der Vortrag über die Türkei ist
schon mehrmals verschoben worden, weil
wichtigere Themen dazwischenkamen.

Als Westerwelle fertig ist, ergänzt Uhr-
lau, wie der BND die Türkei betrachtet.
Beide zeichnen das ambivalente Bild ei-
ner Nation im Aufbruch, die bereit ist,
für ihren Aufstieg politische Risiken in
Kauf zu nehmen, und die nicht mehr auf
den Westen allein angewiesen sein will.
Am Ende des Vortrags, gegen 16.30 Uhr,
schiebt Uhrlau seine Unterlagen zusam-
men und verlässt den Saal. Das ist das
vereinbarte Verfahren. Bei der Abstim-
mung soll der BND-Präsident nicht mehr
dabei sein.

Als sich die Tür wieder geschlossen hat,
sind die Exporte an der Reihe. Rösler be-
ginnt, weil der Antrag offiziell vom Wirt-

schaftsministerium auf die Ta-
gesordnung gesetzt wurde. Er
schildert die Eckpunkte des ge-
planten Geschäfts und wirbt
für den Export. Es folgt eine
engagierte Debatte. Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger,
so schildern es Teilnehmer, wi-
derspricht und stemmt sich ge-
gen die Entscheidung. Sie zi-
tiert Genscher, der einem sol-
chen Deal niemals zugestimmt
hätte. Es sei ja kein abschlie-
ßendes Votum, sondern nur
eine Voranfrage, halten die Be-
fürworter der Justizministerin
entgegen. Westerwelle müsste
ihr jetzt beispringen, wenn er
das Votum stoppen wollte,
aber er tut es nicht. Er weiß,
dass die Kanzlerin sich festge-
legt hat.

Merkel ist an diesem Nach-
mittag die leidenschaftlichste
Fürsprecherin. Sie führt die Zu-

stimmung der Israelis an, damit ist aus
Sicht der Union ein zentrales Hindernis
ausgeräumt. Schließlich fällt ein Argu-
ment, das auch im Sinn der israelischen
und der amerikanischen Regierung ist:
Ein aufgerüstetes Saudi-Arabien wirke
als Gegengewicht zu Iran und dessen ato-
maren Ambitionen.

Der Kampf gegen das iranische Atom-
programm ist eine der Konstanten in Mer-
kels Regierungszeit. Die Kanzlerin sieht
sich in dem Konflikt an der Seite von
Amerikanern und Israelis, die immer wie-
der vor Ahmadinedschad als dem „neuen
Hitler“ warnen. Merkel spürt den Druck
aus Jerusalem, Sanktionen zu verschärfen
und die Handelsbeziehungen mit Teheran
zu reduzieren.

Die sunnitischen Saudis sind am arabi-
schen Golf der einflussreichste Gegen-
spieler der schiitischen Führung in Tehe-
ran. Merkel und Westerwelle wissen, wie
kritisch die Scheichs, besonders König
Abdullah, über Ahmadinedschad denken,
dem sie vorwerfen, die Lage in Saudi-
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Arabien zu destabilisieren. Iran sei „ein
Nachbar, den man gern vermeiden wür-
de“, soll der König intern geäußert haben.
Die Iraner feuerten „Raketen ab in der
Hoffnung, den Menschen und der Welt
Angst einzuflößen“. Die Deutschen ken-
nen auch die Zusage aus Washington, der
Regierung in Riad Kampfflugzeuge zu
verkaufen.

Wenn die Amerikaner Flugzeuge lie-
fern und die Israelis nichts gegen eine
Aufrüstung einzuwenden haben, warum
soll Deutschland dann keine Panzer ex-
portieren dürfen? Im Kanzleramt wird
noch ein weiteres Argument vorgebracht:
Der Deal bedeute ein komplettes Paket,
keine einmalige Lieferung. Techniker, Lo-
gistiker und Ausbilder wären Teil der Ab-
machung. Deutschland hätte einen dauer -
haften Einfluss, das Kriegs gerät
wäre ein Entree zur saudischen
Führung.

Die Entscheidung fällt ein-
stimmig. Auch Leutheusser-
Schnarrenberger verweigert
sich nicht, offenbar um die li-
beralen Minister Rösler, Wes-
terwelle und Niebel nicht bloß-
zustellen. Nur Ole Schröder,
der Bundesinnenminister Fried-
rich vertritt, stimmt nicht mit,
weil das Votum personengebun-
den ist. Das als „geheim“ ein-
gestufte Protokoll führt die ver-
schiedenen Rüstungsvorhaben,
die an diesem Tag Thema sind,
tabellarisch auf. Hinter dem Ta-
gesordnungspunkt „Saudi-Ara-
bien“ ist lediglich ein Wort ver-
merkt: „Zustimmung“. Gegen
17.25 Uhr beendet die Kanzle-
rin die Sitzung. Die Minister ha-
ben in weniger als einer Stunde
Geschichte geschrieben.

Ein Teil der Runde trifft sich am Abend
wieder, beim Empfang des israelischen
Botschafters Joram Ben-Seev in seiner
Residenz in Berlin-Charlottenburg. Der
Kurswechsel ist kein Thema. Die Israelis
kennen das Geschäft ja.

Die israelische Haltung bringt die Bun-
desregierung in Erklärungsnot. Nachdem
der SPIEGEL eine Woche nach der Sit-
zung des Sicherheitsrats das Geschäft ent-
hüllt hat, bricht ein Mediengewitter über
die Regierung herein. Zur Verteidigung
lanciert das Kanzleramt über den CDU-
Bundestagsabgeordneten Roderich Kie-
sewetter eine Lesart, die die Regierung
in Jerusalem als die eigentlich treibende
Kraft darstellt. Kiesewetter behauptet in
der Plenardebatte des Bundestags Anfang
Juli, dass „Israel diese Panzerlieferungen
nicht nur wünscht, sondern ausdrücklich
unterstützt“. Das gefällt der israelischen
Regierung nicht, die zwar ihr Einverständ-
nis signalisiert hat, aber nicht als heimli-
che Strippenzieherin dastehen will. Des-
halb sorgen der stellvertretende israeli-

sche Außenminister Dani Ajalon und der
Botschafter Ben-Seev dafür, dass sich in
Berlin bald herumspricht, dass die israe-
lische Regierung nicht zu den Betreibern
zählte.

Berlin, ein Freitagnachmittag Anfang
September, das Konzerthaus am Gendar-
menmarkt. Die Körber-Stiftung hat zum
Jubiläum des 50-jährigen Bestehens des
„Bergedorfer Gesprächskreises“ geladen.
Merkel sitzt in der ersten Reihe, rechts
neben ihr  Richard von Weizsäcker und
Helmut Schmidt. Es ist für die Kanzlerin
auch eine Begegnung mit einer Vergan-
genheit, in der ein solches Waffengeschäft
undenkbar war.

Merkel hat seit dem 27. Juni geschwie-
gen, als hingen Wohl und Wehe des Va-
terlandes davon ab. Heute will sie sich

erklären, sie wird nicht über die Panzer
reden, aber über ihre Vorstellung von
Rüstungspolitik. Sie blättert in einer
schwarzen Ledermappe, auf ihrem Rede-
manuskript klebt ein gelber Post-it-Zettel.
In der Reihe hinter ihr sitzt Christoph
Heusgen, ihr Berater, der wichtige Passa-
gen der Rede mit entworfen hat. 

Merkel entfaltet eine Weltsicht, in der
Schwellenländern eine neue, größere Be-
deutung zukommt und der Westen die
globalen Probleme nicht mehr allein
 lösen kann. Die Rede hat zwei Schlüs -
selsätze. Der erste lautet, dass es richtig
sei, andere Länder zu bewaffnen, damit
diese in Deutschlands Sinn agierten.
Wenn die Bundesrepublik davor zurück-
schrecke, militärisch zu intervenieren,
„dann reicht es in der Regel nicht, an an-
dere Länder und Organisationen Worte
der Ermutigung zu richten. Wir müssen
die Staaten, die bereit sind, sich zu enga-
gieren, auch dazu befähigen. Ich sage aus-
drücklich: Das schließt auch den Export
von Waffen mit ein“. Der Satz zielt auf

Saudi- Arabien, ohne das Land direkt an-
zusprechen.

Der zweite Schlüsselsatz umfasst die
Skizze einer neuen, international vernetz-
ten Rüstungspolitik. „Wir sollten aber ver-
suchen, einen Schritt weiterzugehen“,
hebt Merkel an. „Wenn wir uns im atlan-
tischen Bündnis einig sind, dass die Nato
nicht alle Konflikte lösen kann und dass
den aufstrebenden Schwellenländern und
Regionalorganisationen mehr Verantwor-
tung zukommt, dann sollten wir im Bünd-
nis bei den Rüstungsexporten auch schritt-
weise zu einer gemeinsamen Politik kom-
men.“

Die Rede ist eine verkappte Regie-
rungserklärung zur Außen- und Sicher-
heitspolitik, für die Merkel sich nicht das
Parlament, sondern das Konzerthaus am

Gendarmenmarkt ausgesucht
hat. Sie erklärt, wie sich diese
Regierung die Zukunft von
Waffenexporten vorstellt: Rüs-
tungspolitik wird anderen, neu-
en Leitlinien folgen als in den
Jahrzehnten zuvor. Saudi-Ara-
bien war kein Ausrutscher, son-
dern ein Anfang.

Eine grundsätzliche Debatte
steht der Kanzlerin noch bevor.
Die neue deutsche Rüstungspo-
litik ist auch in der Regierung
umstritten. Mehrere Minister
haben Zweifel, im Auswärtigen
Amt mehren sich die Stimmen,
die von einem Verrat an Gen-
schers Erbe sprechen. Auch in
der Union gibt es Widerstand.
Der Bundessicherheitsrat wird
sich noch einmal mit den Pan-
zern beschäftigen, wohl bei sei-
ner nächsten Sitzung zum Jah-
resende. Dann könnte die end-
gültige Entscheidung fallen. 

Möglicherweise wird Merkel ihre Poli-
tik künftig ohnehin offener vertreten müs-
sen. Der grüne Abgeordnete Hans-Chris-
tian Ströbele hat den Fall nach Karlsruhe
zum Bundesverfassungsgericht getragen,
er begehrt Auskunft darüber, was wirk-
lich im Bundessicherheitsrat geschehen
ist. Ströbele begründet das damit, dass
die Regierung dem Parlament gegenüber
auskunftspflichtig sei. Folgen ihm die Ver-
fassungsrichter, würde das den Schleier
der Geheimhaltung lüften. Es wäre eine
gute Lösung, weil die Regierung ihre Ent-
scheidungen zu Rüstungsfragen öffentlich
zur Diskussion stellen müsste, ähnlich
wie Entscheidungen zur Atomkraft oder
zum Euro. Eine solche Lösung würde den
Kleinen Kabinettsaal weniger hermetisch
und die Arbeit des Bundessicherheitsrats
transparenter machen.

Bis zur nächsten Sitzung werden die
Verfassungsrichter allerdings wohl nicht
entschieden haben. Das Treffen wird wie-
der im Kanzleramt stattfinden, wieder ge-
heim. HOLGER STARK
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Kleiner Kabinettsaal im Kanzleramt: Vertrauliche Beratung


